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Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Dr. Schneider, Braun, Frau Stommei, 

Dr. Warnke, Frau Tübler, Biumenfeid, Dr. Jahn (Münster), Volmer, Vogt, Eilers 
(Wilhelmshaven), Pfeifer, Dr. Freiherr Spies von Büilesheim, Dr. Köhier (Wolfsburg), 
Dr. Zimmermann, Biehie, Röhner, Dr. Jobst, Thürk, Vehar, Frau Verhüisdonk und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung im Hin- 
blick auf die von den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
zu erfüllenden Aufgaben, kommunale Vertreter an der Ge- 
setzesvorbereitung und der Planung von Bundesmaßnah- 
men und -Programmen weitergehend zu beteiligen, als dies 
bisher geschieht? 

2. Welche Einrichtungen und Dienste meint die Bundesregie- 
rung mit der Regierungserklärung, daß gewisse Einrich- 
tungen und Dienste in den Städten und Gemeinden geschaf- 
fen werden müssen, die bisher zu kurz gekommen seien? 

3. In welcher Prioritätsfolge sieht die Bundesregierung diese 
Aufgaben? 

4. Wie stellt sich die Bundesregierung die Durchführung die- 
ser zusätzlichen kommunalen Aufgaben vor? 

5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, durch 
Anreiz und Förderung vermehrt freie Träger und Bürger- 
initiativen für die Erfüllung von Diensten im kommunalen 
Raum zu gewinnen? 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, zusam- 
men mit den Ländern die Funktionalreform voranzutrei- 
ben, um im Sinne bürgernaher Aufgabenerfüllung mehr 
Zuständigkeiten zur Erledigung öffentlicher Aufgaben auf 
die Gemeinden und Gemeindeverbände zu übertragen, ins- 
besondere nachdem durch die kommunale Gebietsreform 
in allen Teilen des Bundesgebietes größere und leistungs- 
fähigere kommunale Einheiten entstehen? 

7. Wird die Bundesregierung bei kommunal bedeutsamen 
Planungs- und Gesetzesvorhaben neben der bisher schon 
geübten Abstimmung mit den Fachressorts der Länder die 
allgemeinen, überfachlichen und finanziellen Auswirkun- 
gen auf die Kommunen dadurch in die Vorbereitung einbe- 
ziehen, daß auch die Innenminister der Länder als Kom- 
munalminister beteiligt werden? 

8. Wird die Bundesregierung die partnerschaftliche Verant- 
wortung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden so prak- 
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tizieren, daß sie die Repräsentanten von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden an Beratungen und Verhandlungen 
über eine Neuverteilung der öffentlichen Einnahmen betei- 
ligt? 

9. Inwieweit tragen Verpflichtungen der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände durch Bundesgesetze und Bundesmaßnah- 
men zu einer Verschärfung der kommunalen Aufgaben- 
und Ausgabenbelastungen bei? 

10. Wird die Bundesregierung in Zukunft bei allen Gesetzes- 
vorhaben, von denen die Gemeinden und Gemeindever- 
bände belastet werden, die Auswirkungen für die Gemein- 
den und Gemeindeverbände darstellen und beziffern und 
Vorschläge zur Finanzierung der Lasten machen? 

11. Wie hat sich der Anteil der Gemeinden und Gemeindever- 
bände an der öffentlichen Investitionstätigkeit in den Jah- 
ren 1972 und 1973 entwickelt? 

12. Hat die Bundesregierung zum Zwecke einer aufgabenge- 
rechten Steuerverteilung zusammen mit Ländern und Ge- 
meinden eine vergleichende Bedarfsentwicklung aufge- 
stellt und falls ja, zu welchen Ergebnissen hat diese Bedarfs- 
ermittlung geführt? 

13. In welchem Umfang müssen die kommunalen Aufwendun- 
gen für Investitionen in den nächsten fünf Jahren verstärkt 
werden, um ein angemessenes Niveau der örtlichen Lei- 
stungen zu erhalten? 

14. Welche Finanzausstattung hält die Bundesregierung in den 
nächsten Jahren für die Gemeinden und Gemeindever- 
bände für erforderlich, um die notwendigen Investitionen 
und deren Folgekosten leisten zu können? 

15. Welches Kreditvolumen hält die Bundesregierung in den 
nächsten fünf Jahren für die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände zu Erfüllung ihrer Aufgaben für erforderlich? 

16. Hält die Bundesregierung die Relation von Neuverschul- 
dung und Schuldenstand zwischen Bund, Ländern und Ge- 
meinden im Hinblick auf die Aufgabenerfüllung der Ge- 
meinden für vertretbar? 

17. Ist durch die hohe Verschuldung und den Anteil des Schul- 
dendienstes an den allgemeinen Deckungsmitteln bei den 
Gemeinden die freifinanzielle Spitze bereits so weit ab- 
gebaut, daß der zum Wesen kommunaler Selbstverwaltung 
gehörende Entscheidungsspielraum für die öffentlichen Auf- 
gaben im örtlichen Bereich bereits erheblich eingeschränkt 
ist? 

18. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß die Gemein- 
den und Gemeinde verbände ihrer ortsnahen und eigen- 
verantwortlichen Beurteilung hinsichtlich der Dringlich- 
keitsfolge der Erfüllung von Aufgaben häufig nicht folgen 
können, weil sie durch die Abhängigkeit von zweckbe- 
stimmten Zuschüssen zu anderen Entscheidungen gedrängt 
werden? 
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19. Was gedenkt die Bundesregierung zur Verbesserung der 
kommunalen Finanzlage zu tun? Wird die Bundesregierung 
die Gemeinden und Gemeindeverbände in ihrer Eigenver- 
antwortung dadurch stärken, daß sie ihnen bei der Neuver- 
teilung der öffentlichen Einnahmen einen höheren Anteil 
solcher Mittel überläßt, über die sie ohne Zweckbindung 
verfügen können? 

20. Können die Gemeinden 1974 bei einer Neuverteilung der 
öffentlichen Einnahmen zusätzliche Einnahmen aus der Er- 
höhung ihres Anteils an der Einkommensteuer erwarten? 

21. Welche Auswirkungen auf die kommunale Finanzausstat- 
tung erwartet die Bundesregierung von einer Verwirk- 
lichung ihrer am 12. September 1973 beschlossenen Eck- 
werte zur Steuerreform, insbesondere beim Gemeindean- 
teil an der Einkommensteuer, bei der Gewerbesteuer und 
beim Steuerverbund zwischen Ländern und Gemeinden? 
Wie sollen die dabei entstehenden Einbußen an der kom- 
munalen Finanzausstattung ausgeglichen werden? 

22. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß der Deutsche 
Bundestag regelmäßig, etwa im Abstand von zwei Jahren, 
zusammenfassend über die Auswirkungen von Bimdesge- 
setzgebung und Bundesmaßnahmen auf die Gemeinden und 
Gemeindeverbände unterrichtet werden sollte? 


Bonn, den 12. November 1973 
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Begründung 

Die kommunale Selbstverwaltung ist ein wesentliches Element 
unseres freiheitlichen und sozialen Bundesstaates. In der Regie- 
rungserklärung vom 18. Januar 1973 hat der Bundeskanzler 
die partnerschaftliche Verantwortung von Bund, Ländern und 
Gemeinden für den Staat betont. 

Im Verhältnis zwischen Staat und kommunaler Selbstverwal- 
tung sind folgende Bereiche von entscheidender Bedeutung ge- 
worden: 

1. Durch die zunehmenden Planungen des Bundes, z. B. in der 
Raumordnung, im Verkehrswesen, bei der regionalen Wirt- 
schaftsförderung und bei der Finanzplanung wird der Hand- 
lungsraum der kommunalen Selbstverwaltung eingegrenzt. 
Verstärkt ergibt sich für die Gemeinden und Gemeindever- 
bände die Problematik, wie sie an den notwendigen gesamt- 
staatlichen Planungen im Interesse der im Grundgesetz ga- 
rantierten kommunalen Selbstverwaltung beteiligt werden 
können. 

2. In der aktuellen politischen Diskussion stellt sich vermehrt 
die Frage, wie die kommunale Selbstverwaltung im örtlichen 
Bereich durch Übertragung von Zuständigkeiten (Funktio- 
nalreform), Art der Finanzausstattung, z. B. Abbau von Dota- 
tionen zugunsten eigenverantwortlicher Finanzverwaltung, 
und durch verstärkte Mitwirkung der Bürger bei der Erfül- 
lung öffentlicher Aufgaben gestärkt werden kann. 

3. Zwei Drittel der öffentlichen Investitionen in der Bundes- 
republik müssen von Gemeinden und Gemeindeverbänden 
durchgeführt werden. 

Die Einnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände sind 
infolge der Gemeindefinanzreform angestiegen. Die Bela- 
stung der Gemeinden und Gemeindeverbände durch die Ent- 
wicklung der Personalkosten und der Kosten für Investitio- 
nen haben aber nach Feststellung der Innenministerkonfe- 
renz die Einnahmesteigerung weit übertroffen. 

Die kommunalen Spitzenverbände haben in den letzten Mo- 
naten mehrfach, zuletzt am 31. Oktober 1973, erklärt, daß 
die kommunalen Gebietskörperschaften nicht in der Lage 
sind, mit ihrer derzeitigen Finanzausstattung die ihnen oblie- 
genden Aufgaben zu erfüllen. 

Diese Situation der kommunalen Finanzlage haben auch die 
Innenminister der Länder anerkannt und in ihren Stellung- 
nahmen vom 30. März und 28. September 1973 eine „nach- 
haltige Verbesserung der kommunalen Finanzausstattung 
gefordert. Schließlich haben die kommunalen Spitzenverbän- 
de am 31. Oktober 1973 erklärt, daß die eingeleiteten vielfäl- 
tigen Reformmaßnahmen ohne eine entsprechende kommu- 
nale Finanzausstattung nicht zu verwirklichen sind. 
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